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Der (einfache und der verlängerte) Eigentumsvorbehalt

Eigentumsvorbehalt – ein Mittel zur Sicherung von Kaufpreisforderungen bei beweglichen Sachen

Im Rahmen des Verkaufes beweglicher Gegenstände wird Ware oftmals bereits an den Käufer übergeben, bevor dieser die Ware bezahlt hat. Der Käufer zahlt häufig erst anschließend nach Rechnungsstellung – möglicherweise sogar ratenweise.

Kommt der Käufer seiner Zahlungsverpflichtung allerdings nicht nach, steht der Verkäufer vor dem Problem, dass er sein Eigentum an der Ware grundsätzlich bereits mit der Übergabe des veräußerten Gegenstandes an den Käufer verloren hat. Der Verkäufer kann die Ware also nicht mehr einfach von dem zahlungsunwilligen/-fähigen Käufer zurückfordern.

Das vorgenannte Problem kann dadurch entschärft werden, dass zwischen Verkäufer und Käufer ein so genannter Eigentumsvorbehalt vereinbart wird. Mit einem Eigentumsvorbehalt sichert der Verkäufer einer Ware sein Eigentum an der Sache bis zur vollständigen Erfüllung einer Kaufpreisforderung.

Der (einfache) Eigentumsvorbehalt

Den Grundfall des Eigentumsvorbehaltes, den so genannten einfachen Eigentumsvorbehalt, hat der Gesetzgeber in § 449 Abs. 1 BGB wie folgt formuliert: „Hat sich der Verkäufer einer beweglichen Sache das Eigentum bis zur Zahlung des Kaufpreises vorbehalten, so ist im Zweifel anzunehmen, dass das Eigentum unter der aufschiebenden Bedingung vollständiger Zahlung des Kaufpreises übertragen wird“. Durch den seitens des Verkäufers in den Vertrag einbezogenen Vorbehalt der Eigentumsübertragung wird also bewirkt, dass die verkaufte Sache solange im Eigentum des Verkäufers verbleibt, bis der Kaufpreis – einschließlich der auf die Ware zu erhebenden Steuer – vollständig gezahlt worden ist. Dies gilt auch dann, wenn die Ware bereits an den Käufer übergeben worden ist.

Nach der Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts kann der Verkäufer vom Kaufvertrag zurücktreten und die Sache vom Käufer heraus verlangen, sollte der Käufer den vereinbarten Kaufpreis nicht oder nicht vollständig zahlen. Folgendes Beispiel verdeutlicht das Prinzip des (einfachen) Eigentumsvorbehaltes:

Ein Verkäufer schließt mit einem Käufer einen Vertrag über einen Satz Reifen für dessen Fahrzeug. Käufer und Verkäufer vereinbaren, dass der Käufer den für den Satz Reifen fälligen Gesamtpreis von 400,00 € in vier Raten á 100,00 € zahlen soll. Weiter vereinbaren sie einen Eigentumsvorbehalt des Verkäufers an den Reifen. Der Käufer lässt die Winterreifen nach Vertragsschluss an seinem Fahrzeug montieren. Er zahlt in der Folgezeit jedoch nur zweimal 100,00 € an den Verkäufer. Weitere Zahlungen bleiben aus.

Aufgrund des im Zusammenhang mit dem Kaufvertrag vereinbarten Eigentumsvorbehalts ist der Verkäufer nunmehr berechtigt, vom Kaufvertrag zurückzutreten und die am Fahrzeug des Käufers befindlichen Reifen heraus zu verlangen. Tritt der Verkäufer vom Kaufvertrag zurück, muss er dem Käufer zwar grundsätzlich auch die bereits gezahlten 200,00 € zurückzahlen. Da der Käufer die Reifen aber in der Regel bereits genutzt hat, steht dem Verkäufer ein angemessener Ersatz zu, den er wiederum vom bereits gezahlten Betrag in Abzug bringen kann. Der Verkäufer muss also gegebenenfalls nur einen Teil des bereits erhaltenen Geldes zurückzahlen.

Hätten Verkäufer und Käufer keinen Eigentumsvorbehalt vereinbart, so hätte der Käufer mit der Montage der Reifen das Eigentum an den Reifen erlangt. Der Verkäufer hätte in diesem Fall nur noch die ausstehenden 200,00 €, nicht aber die Rückgabe der Reifen verlangen können.

Die Vereinbarung eines Eigentumsvorbehaltes ist grundsätzlich zwar auch mündlich möglich, für den Fall einer gegebenenfalls notwendig werdenden Beweisführung vor Gericht sollte eine entsprechende Vereinbarung allerdings nur schriftlich getroffen werden.

Ziffer 2. des nachfolgend wiedergegebenen Formulierungsbeispiels dient der Absicherung des Verkäufers für den Fall, dass ein Dritter die unter Eigentumsvorbehalt veräußerte Ware bei dem Käufer pfänden will. In diesem Fall kann der Verkäufer von dem Dritten die Herausgabe unter Eigentumsvorbehalt veräußerten Ware verlangen, sollte er diese bereits weggenommen haben.

Formulierungsbeispiel für einen (einfachen) Eigentumsvorbehalt:

1. Der Verkäufer behält sich das Eigentum an .......... bis zum Erhalt des vollständigen Kaufpreises in Höhe von ………. aus dem Kaufvertrag vom ………. vor (Eigentumsvorbehalt).

2. Der Käufer verpflichtet sich, den Verkäufer bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter in sein bis zur vollständigen Kaufpreiszahlung bestehendes Eigentum an ………. unverzüglich zu benachrichtigen, damit der Verkäufer seine Eigentumsrechte wahren kann.

Der (verlängerte) Eigentumsvorbehalt

In der Praxis werden Waren nicht nur von einem Verkäufer an einen Käufer veräußert, vielmehr sind Verkaufsketten die Regel (Großhändler – Einzelhändler – Verbraucher). Damit der Verkäufer (z. B. der Großhändler) durch die Weiterveräußerung des Gegenstandes (z. B. des Einzelhändlers an den Verbraucher) nicht die Sicherung seiner Kaufpreisforderung durch den Eigentumsvorbehalt verliert (weil der Verbraucher nichts von dem zwischen Groß- und Einzelhändler vereinbarten Eigentumsvorbehalt weiß und in gutem Glauben Eigentum an der Ware erwirbt), wird der Eigentumsvorbehalt häufig „verlängert“. Mit der Vereinbarung eines verlängerten Eigentumsvorbehaltes erlischt das Sicherungsmittel des ersten Verkäufers bei Weiterveräußerung der Sache nicht.

Ein verlängerter Eigentumsvorbehalt kann wie folgt vereinbart werden: Der erste Verkäufer (z. B. der Großhändler) vereinbart mit dem zweiten Verkäufer (z. B. Einzelhändler), dass dieser ermächtigt wird, die Ware an einen Dritten (z. B. Verbraucher) weiter zu verkaufen und dem Dritten das Eigentum an der Ware zu verschaffen. Gleichzeitig verpflichtet sich der zweite Verkäufer (z. B. Einzelhändler) allerdings gegenüber dem ersten Verkäufer (z. B. Großhändler), die ihm aus dem Weiterverkauf an den Dritten (z. B. Verbraucher) zustehende Kaufpreisforderung als Sicherheit abzutreten.

Formulierungsbeispiel für einen (verlängerten) Eigentumsvorbehalt:
1. Der Verkäufer behält sich das Eigentum an ………. bis zum Erhalt des vollständigen Kaufpreises in Höhe von ………. aus dem Kaufvertrag vom ………. vor (Eigentumsvorbehalt).

2. Der Käufer ist berechtigt, die Vorbehaltsware im Rahmen seines Geschäftsbetriebes weiter zu veräußern. Er darf die Vorbehaltsware jedoch nicht verpfänden oder sicherungshalber übereignen. Der Käufer tritt dem Verkäufer bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des Rechnungsbetrages sicherungshalber ab, die ihm durch die Weiterveräußerung gegen einen Dritten erwachsen werden. Der Verkäufer nimmt die Abtretung bereits jetzt an. Der Käufer ist berechtigt, die an den Verkäufer abgetretenen Forderungen auf seine Rechnung und in eigenem Namen einzuziehen, solange der Verkäufer diese Ermächtigung nicht widerruft. Der Verkäufer behält sich vor, die Forderung selbst einzuziehen, wenn der Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht vereinbarungsgemäß nachkommt.

Besondere Sorgfalt ist bei der Verwendung von (einfachen oder verlängerten) Eigentumsvorbehaltsklauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu wahren. Die Wirksamkeit von Eigentumsvorbehaltsklauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sollte in jedem Fall vor ihrer ersten Verwendung von einem Rechtsanwalt überprüft werden. Insbesondere gegenüber Käufern, die keine Unternehmer, sondern Verbraucher sind, ist die Verwendung von Eigentumsvorbehaltsklauseln in Allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht uneingeschränkt möglich.

